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Neues aus Gesetzgebung & 

Finanzverwaltung 

 
BMF: Verpflichtung zur Abgabe von Steueranmeldungen/ Steuererklärungen zur 
beschränkten Steuerpflicht bei der Überlassung von in inländischen Registern 
eingetragenen Rechten 

Das Bundesministerium der Finanzen (BMF) hat am 06. November 2020 ein 
Schreiben bzgl. der Verpflichtung zur Abgabe von Steueranmeldungen/ 
Steuererklärungen zur beschränkten Steuerpflicht bei der Überlassung von in 
inländischen Registern eingetragenen Rechten veröffentlicht. 

Mehr zu dem Schreiben lesen Sie in unserem Blog Steuern & Recht: Beitrag 
aufrufen. 
 
 
BMF zur umsatzsteuerlichen Behandlung von Einzweck- und Mehrzweck-
Gutscheinen 

Das Bundesfinanzministerium äußert sich in einem aktuellen Schreiben zur 
umsatzsteuerlichen Behandlung von Einzweck- und Mehrzweck-Gutscheinen 
nach der Umsetzung der EU Gutschein-Richtlinie in nationales Recht. Im Zuge 
dessen wird der Umsatzsteuer-Anwendungserlass entsprechend den neuen 
Gesetzesvorgaben geändert. 

Mehr zu dem Schreiben lesen Sie in unserem Blog Steuern & Recht: Beitrag 
aufrufen. 
 
 
BMF: Nachweisführung im Bestätigungsverfahren 

Das Bundesministerium der Finanzen (BMF) hat am 28. Oktober 2020 ein 
Schreiben zur Nachweisführung im Bestätigungsverfahren veröffentlicht. 

Mehr zu dem Schreiben lesen Sie in unserem Blog Steuern & Recht: Beitrag 
aufrufen. 
 
 
BMF ergänzt Anwendungsschreiben zum Investmentsteuergesetz 2018 

Das Bundesministerium der Finanzen (BMF) hat am 10. November 2020 ein 
umfangreiches Schreiben zum Investmentsteuergesetz 2018 veröffentlicht. 

Mehr zu dem Schreiben lesen Sie in unserem Blog Steuern & Recht: Beitrag 
aufrufen. 

 

https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/2020/11/06/bmf-verpflichtung-zur-abgabe-von-steueranmeldungen-steuererklaerungen-zur-beschraenkten-steuerpflicht-bei-der-ueberlassung-von-in-inlaendischen-registern-eingetragenen-rechten/
https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/2020/11/06/bmf-verpflichtung-zur-abgabe-von-steueranmeldungen-steuererklaerungen-zur-beschraenkten-steuerpflicht-bei-der-ueberlassung-von-in-inlaendischen-registern-eingetragenen-rechten/
https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/2020/11/08/bmf-zur-umsatzsteuerlichen-behandlung-von-einzweck-und-mehrzweck-gutscheinen/
https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/2020/11/08/bmf-zur-umsatzsteuerlichen-behandlung-von-einzweck-und-mehrzweck-gutscheinen/
https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/2020/11/09/nachweisfuehrung-im-bestaetigungsverfahren/
https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/2020/11/09/nachweisfuehrung-im-bestaetigungsverfahren/
https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/2020/11/11/bmf-ergaenzt-anwendungsschreiben-zum-investmentsteuergesetz-2018/
https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/2020/11/11/bmf-ergaenzt-anwendungsschreiben-zum-investmentsteuergesetz-2018/
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Aktuelle Rechtsprechung 
BFH-Entscheidungen, veröffentlicht am 12. November 2020 

 
 
Die Herabsetzung der Gegenleistung i.S. des § 16 Abs. 3 GrEStG 
ermöglicht keine Änderung der festgesetzten Grunderwerbsteuer 
als rückwirkendes Ereignis nach § 175 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 AO. 
 
Zum Urteil 

 

 

 

 

 

 

 

 

Die Verpflichtung zur Abgabe der Einkommensteuererklärung nach 
amtlich vorgeschriebenem Datensatz durch Datenfernübertragung 
gemäß § 25 Abs. 4 Satz 1 EStG ist wirtschaftlich unzumutbar i.S. 
von § 150 Abs. 8 Sätze 1 und 2 AO, wenn der finanzielle Aufwand 
für die Einrichtung und Aufrechterhaltung einer 
Datenfernübertragungsmöglichkeit in keinem wirtschaftlich 
sinnvollen Verhältnis zu den Einkünften nach § 2 Abs. 1 Satz 1 
Nrn. 1 bis 3 EStG steht. 
 
Zum Urteil  
 
 
 
 
 
 
Eine Unterpersonengesellschaft erzielt freiberufliche Einkünfte, 
wenn neben den unmittelbar an ihr beteiligten natürlichen 
Personen alle mittelbar beteiligten Gesellschafter der 
Obergesellschaften über die persönliche Berufsqualifikation 
verfügen und in der Unterpersonengesellschaft zumindest in 
geringfügigem Umfang leitend und eigenverantwortlich mitarbeiten. 
Die freiberufliche Tätigkeit einer Unterpersonengesellschaft wird 
nicht bereits dadurch begründet, dass jeder Obergesellschafter 
zumindest in einer anderen Unterpersonengesellschaft des 
Personengesellschaftsverbunds als Freiberufler leitend und 
eigenverantwortlich tätig wird. 
 
Zum Urteil  
 

Urteil II R 15/18: 
Änderung eines 
Grunderwerbsteuerbes
cheids nach 
Kaufpreisherabsetzung 
 
 
 
 
 
 
 
22. Juli 2020 
 

Urteil VIII R 29/17: 
Befreiung von der 
Pflicht zur 
elektronischen 
Übermittlung der 
Einkommensteuererkl
ärung aufgrund 
wirtschaftlicher 
Unzumutbarkeit 
 
16. Juni 2020 
 

 

 Urteil VIII R 24/17: 
Voraussetzungen der 
steuerrechtlichen 
Anerkennung 
mehrstöckiger 
Freiberufler-
Personengesellschafte
n 
 
04. August 2020 

 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010240/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010240/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010247/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010246/
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Weitere Veröffentlichungen vom Tage:  
 

Urteil III R 24/18: Keine gewerbesteuerrechtliche Hinzurechnung von 
Mietzinsen, die zu den Herstellungskosten unterjährig ausgeschiedenen 
Umlaufvermögens gehören 
30. Juli 2020 
Zum Urteil 
 
Urteil VIII R 29/19: Befreiung von der Pflicht zur elektronischen 
Übermittlung der Einkommensteuererklärung aufgrund wirtschaftlicher 
Unzumutbarkeit 
16. Juni 2020 
Zum Urteil, siehe auch die Pressemitteilung 053/20 

 
Urteil II R 19/18: Wegfall des Verschonungsabschlags 
01. Juli 2020 
Zum Urteil, siehe auch das inhaltsgleiche Urteil II R 20/18 
 
Urteil VIII R 1/17: Anerkennung von Verlusten aus Knock-out-Zertifikaten 
16. Juni 2020 
Zum Urteil 
 
Urteil I R 7/18: Billigkeitserlass nach § 34c Abs. 5 EStG bis zur 
Festsetzungsverjährung 
17. Juni 2020 
Zum Urteil 
 
Urteil IV R 3/18: Gewinnermittlung nach der Tonnage - Liquidation einer 
Ein-Schiff-Gesellschaft als Hilfsgeschäft 
16. Juli 2020 
Zum Urteil 
 
Urteil VIII R 37/16: Zur Berücksichtigung von AfA bei der Ermittlung des 
Gewinns aus der Veräußerung einer im Ausland belegenen Immobilie 
14. Juli 2020 
Zum Urteil 
 
Urteil X R 13/19: Einkommensteuer als Masseverbindlichkeit bei 
Zwangsversteigerung eines Grundstücks durch einen 
absonderungsberechtigten Grundpfandgläubiger 
07. Juli 2020 
Zum Urteil 
 
 

Rechtsprechung im Blog 
 

Begünstigte Schenkung von Sonderbetriebsvermögen 

Der Bundesfinanzhof (BFH) hat in einem aktuellen Beschluss entschieden, dass 
übereinstimmende Erledigungserklärungen im Zusammenhang mit der Zusage 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010242/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010242/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010248/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/presse/pressemeldungen/detail/keine-pflicht-zur-elektronischen-uebermittlung-der-einkommensteuererklaerung-bei-wirtschaftlicher-unzumutbarkeit/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010241/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202050243/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010245/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010245/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010239/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010239/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010243/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010243/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010244/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010244/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010249/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010249/
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einer Bescheidänderung noch nicht zu einer unanfechtbaren Entscheidung über 
den Rechtsbehelf führen. 

Sachverhalt 

Der Vater des Klägers war alleiniger Kommanditist einer GmbH & Co. KG (KG) 
und alleiniger Gesellschafter der Komplementär-GmbH. Die KG war die alleinige 
Eigentümerin eines Grundstücks. 

Mit notarieller Vereinbarung vom 30. Dezember 2013 brachte der Vater des 
Klägers durch Übertragung und Abtretung seinen Anteil an der Komplementär-
GmbH zu Buchwerten in die KG ein. Sodann übertrug die KG das Eigentum an 
dem Grundstück auf den Vater des Klägers. Der Vater des Klägers überführte das 
Grundstück in sein Sonderbetriebsvermögen. 

In einem weiteren Teil der notariellen Vereinbarung vom 30. Dezember 2013 
übertrug der Vater des Klägers im Wege der vorweggenommenen Erbfolge 
unentgeltlich durch Abtretung seinen gesamten Kommanditanteil an der KG auf 
den Kläger. Die Übertragung und Abtretung erfolgt mit dinglicher Wirkung zum 
Beginn des 01. Januar 2014, 00:01 Uhr, jedoch aus Haftungsgründen unter der 
aufschiebenden Bedingung der Eintragung des Schenknehmers als Kommanditist 
der KG kraft Sonderrechtsnachfolge im Handelsregister. Die Eintragung ins 
Handelsregister erfolgte am 14. Januar 2014. 

Schließlich übertrug der Vater des Klägers diesem das Grundstück. Der Kläger 
überführte dies ebenfalls in sein Sonderbetriebsvermögen. Die Beteiligten waren 
sich über den Eigentumsübergang einig und bewilligten und beantragten die 
Eintragung der Rechtsänderung im Grundbuch ohne Zwischeneintragung des 
Vaters. 

Im Rahmen der Festsetzung der Schenkungsteuer gewährte das Finanzamt den 
Freibetrag nach §§ 13a, 13b des Erbschaftsteuer- und Schenkungsteuergesetzes 
(ErbStG) nicht. 

Die Klage vor dem Finanzgericht Köln blieb ohne Erfolg. 

Entscheidung des BFH 

Der BFH hat sich der Entscheidung der Vorinstanz im Ergebnis angeschlossen 
und die Revision als unbegründet zurückgewiesen. 

Der angefochtene Schenkungsteuerbescheid erfasst zutreffend die Schenkung 
des zuvor vom Vater des Klägers von der KG erworbenen und sodann ins 
Sonderbetriebsvermögen des Vaters überführten Grundstücks an den Kläger. 

Die Schenkungsteuer entsteht nach § 9 Abs. 1 Nr. 2 ErbStG in dem Zeitpunkt der 
Ausführung der Zuwendung. Bei Grundstücksschenkungen ist die Schenkung 
jedoch nicht erst mit der Eintragung des Beschenkten im Grundbuch, sondern 
bereits in dem Zeitpunkt ausgeführt, in dem die Auflassung beurkundet worden 
ist, der Schenker die Eintragung der Rechtsänderung in das Grundbuch bewilligt 
hat und der Beschenkte nach den getroffenen Vereinbarungen von der 
Eintragungsbewilligung Gebrauch machen darf (vgl. BFH, Urteil v. 29. November 
2017, II R 14/16). 

Ausgehend von diesen Grundsätzen wurde die von dem angefochtenen 
Schenkungsteuerbescheid erfasste Grundstücksschenkung bereits am 30. 
Dezember 2013 ausgeführt. Der Vater des Klägers hat die Auflassung zu diesem 
Zeitpunkt erklärt und die Eintragung der Rechtsänderung ins Grundbuch bewilligt. 
Die Auflassung war wirksam. Insbesondere stand sie nicht unter einer 
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aufschiebenden Bedingung. Bereits am 30. Dezember 2013 wurde die 
Umschreibung im Grundbuch beantragt. 

Für die Grundstücksschenkung war die Steuerbegünstigung für inländisches 
Betriebsvermögen nach §§ 13a, 13b ErbStG a.F. nicht zu gewähren. Zwar 
handelte es sich bei dem Grundstück um Sonderbetriebsvermögen des Vaters bei 
der KG. Es wurde vom Kläger auch in sein Sonderbetriebsvermögen bei der KG 
eingebracht. Das Grundstück ist jedoch nicht zeitgleich mit dem Anteil an der KG 
auf den Kläger übertragen worden. 

Bei der Übertragung einzelner Wirtschaftsgüter des Sonderbetriebsvermögens 
können die Begünstigungen nach §§ 13a, 13b ErbStG a.F. nur gewährt werden, 
wenn die Wirtschaftsgüter gleichzeitig mit dem Anteil an der Personengesellschaft 
übertragen werden (vgl. BFH, Urteil v. 20. März 2002, II R 53/99). Durch die 
alleinige Übertragung des Sonderbetriebsvermögens ohne gleichzeitige 
Übertragung des Mitunternehmeranteils geht die Rechtsstellung des Schenkers 
als Mitunternehmer auf den Bedachten nicht über. Die isolierte Übertragung von 
Sonderbetriebsvermögen ermöglicht dem Erwerber noch keine 
Mitunternehmerinitiative. Letztere ist jedoch Voraussetzung für die 
Steuerbegünstigung. 

Fundstelle 

BFH, Urteil vom 17. Juni 2020 (II R 38/17), veröffentlicht am 05. November 2020. 

 

Einheitlicher Steuergegenstand der Gewerbesteuer bei mehreren 
Betätigungen derselben natürlichen Person 

Übt eine natürliche Person mehrere gewerbliche Tätigkeiten aus, kann es sich 
gewerbesteuerrechtlich entweder um einen einheitlichen Betrieb 
(Steuergegenstand) oder aber um mehrere selbständige Betriebe –und damit um 
mehrere Steuergegenstände– handeln. Für die Unterscheidung zwischen einem 
einheitlichen Betrieb und mehreren selbständigen Betrieben kommt der 
Gleichartigkeit bzw. Ungleichartigkeit der Betätigungen wesentliche Bedeutung 
zu. Dies hat der Bundesfinanzhof (BFH) in einem aktuellen Urteil entschieden  
Sachverhalt 

Der Kläger betrieb seit dem Jahr 2009 sowohl ein Eiscafé als auch einen 
Grillimbiss. Er übte beide Tätigkeiten im selben Gebäude aus. Obwohl die 
jeweiligen Geschäftsräume nicht miteinander verbunden waren; wurden für das 
Eiscafé und den Grillimbiss „dieselbe Kundentoilette“ genutzt. 

Mit beiden Tätigkeiten trat der Kläger unter derselben Bezeichnung auf; es gab 
nur eine einheitliche Telefonnummer und eine einheitliche Telefaxnummer. Für 
die Außengastronomie waren zwölf Tische und 36 Stühle vorhanden, die 
gemeinsam genutzt wurden. Zum Betriebsvermögen des Grillimbisses gehörte 
ein Kfz, das auch für Zwecke des Eiscafés genutzt wurde. Ein Teil der 
Wareneinkäufe wurde für beide Betätigungen gemeinsam vorgenommen. 
Einzelne Lieferantenrechnungen benennen beide Tätigkeiten. Einige Mitarbeiter 
des Klägers kamen für beide Betätigungen zum Einsatz. 

Der Kläger unterhielt für jede der beiden Betätigungen ein gesondertes Girokonto. 
Die beiden Bankkonten wurden aber beim selben Kreditinstitut und unter 
derselben Stammnummer geführt; zudem bestand eine einheitliche Kreditlinie für 
beide Bankkonten. Lohnzahlungen für Mitarbeiter des Eiscafés wurden teilweise 
auch vom Bankkonto des Grillimbisses getätigt. 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010230/
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Weitere interessante News und 
Entscheidungen finden Sie in unserem 
Blog Steuern & Recht  
 
 
 

 

HIER 

 

Der Kläger ermittelte die Gewinne beider Betätigungen durch getrennte 
Einnahmen-Überschuss-Rechnungen. In seinen Gewerbesteuererklärungen für 
die Streitjahre fasste der Kläger die Ergebnisse der beiden Betätigungen 
zusammen, weil er davon ausging, dass es sich um einen einheitlichen Betrieb 
handele. 

Demgegenüber vertrat das Finanzamt die Auffassung, der Kläger sei Inhaber 
zweier getrennter Betriebe. Auf dieser Grundlage erließ er für den Grillimbiss 
einerseits und für das Eiscafé andererseits gesonderte 
Gewerbesteuermessbescheide. 

Die Klage vor dem Finanzgericht Münster blieb ohne Erfolg. 

Entscheidung des BFH  

Der BFH hat der Revision stattgegeben, die Entscheidung der Vorinstanz 
aufgehoben und zur anderweitigen Verhandlung und Entscheidung an das 
Finanzgericht zurückverwiesen. 

Übt eine natürliche Person mehrere gewerbliche Tätigkeiten aus, kann es sich 
gewerbesteuerrechtlich entweder um einen einheitlichen Betrieb 
(Steuergegenstand) oder aber um mehrere selbständige Betriebe –und damit um 
mehrere Steuergegenstände– handeln. 

Für die Unterscheidung zwischen einem einheitlichen Betrieb und mehreren 
selbständigen Betrieben kommt der Gleichartigkeit bzw. Ungleichartigkeit der 
Betätigungen wesentliche Bedeutung zu. 

Dabei ist jedoch nicht von einer strikten Zweiteilung in gleichartige bzw. 
ungleichartige Betätigungen auszugehen; vielmehr steigt das notwendige Maß 
des für eine Zusammenfassung der Betätigungen erforderlichen wirtschaftlichen, 
organisatorischen und finanziellen Zusammenhangs in Abhängigkeit vom 
zunehmenden Grad der Verschiedenartigkeit der Betätigungen. 

Das Finanzgericht wird die Verhältnisse des vorliegend zu beurteilenden 
Einzelfalls erneut zu würdigen haben. Weil es sich nicht um eindeutig 
ungleichartige Betätigungen handelt, wird es dabei nicht so strenge 
Anforderungen an den Grad des erforderlichen wirtschaftlichen, organisatorischen 
und finanziellen Zusammenhangs stellen dürfen wie bei seiner Entscheidung im 
ersten Rechtsgang. 

Wenn Gewerbesteuermessbescheide für mehrere Betriebe desselben Inhabers 
ergehen, setzt ihre hinreichende inhaltliche Bestimmtheit in der Regel voraus, 
dass sie einen Hinweis auf den jeweiligen Betrieb (Steuergegenstand) enthalten. 

Fundstelle 

BFH, Urteil vom 17. Juni 2020 (X R 15/18), veröffentlicht am 05. November 2020. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/
https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010238/
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E-MAIL SENDEN 

 

ZUM SEMINAR 

ZUM SEMINAR 

 

Terminplaner 
  

Aktuelles zur Umsatzsteuer für 

Finanzdienstleister 2020 

12. bis 19.11., Webcast 

 

 

Steuerliche Optimierungen zum 

Jahresende 

19.11., Webinar 

 

 

 
 
Wir freuen uns auf Sie! 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

Noch Fragen? 
 

Dann sprechen Sie bitte Ihren PwC-Berater an oder senden Sie eine E-Mail. 

 

 

Die Beiträge sind als Hinweise für unsere Mandanten bestimmt. Für die Lösung 

einschlägiger Probleme greifen Sie bitte auf die angegebenen Quellen oder die 

Unterstützung unserer für Sie tätigen Büros zurück. Teile dieser 

Veröffentlichung/Information dürfen nur nach vorheriger schriftlicher Zustimmung 

durch den Herausgeber nachgedruckt und vervielfältigt werden. 

Meinungsbeiträge geben die Auffassung der einzelnen Autoren wieder. 

 

Bestellung und Abbestellung  

Alle aktuellen Veranstaltungen finden  
Sie in der PwC Veranstaltungssuche. 
 

 
 

 

VERANSTALTUNGSSUCHE 

 

mailto:PwC_Mandanteninformation@de.pwc.com
mailto:PwC_Mandanteninformation@de.pwc.com
https://www.pwc-events.com/azu-fs
https://www.pwc-events.com/Taxwebinar
mailto:PwC_Mandanteninformation@de.pwc.com
https://www.pwc-events.com/azu-fs
https://www.pwc-events.com/Taxwebinar
mailto:PwC_Mandanteninformation@de.pwc.com
https://www.pwc-events.com/azu-fs
https://www.pwc-events.com/Taxwebinar
mailto:PwC_Mandanteninformation@de.pwc.com
https://www.pwc-events.com/azu-fs
https://www.pwc-events.com/azu-fs
https://www.pwc-events.com/Taxwebinar
mailto:PwC_Mandanteninformation@de.pwc.com
https://www.pwc-events.com/azu-fs
https://www.pwc-events.com/Taxwebinar
https://www.pwc-events.com/Taxwebinar
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html
mailto:PwC_Mandanteninformation@de.pwc.com
https://www.pwc-events.com/azu-fs
https://www.pwc-events.com/Taxwebinar
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html
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ANMELDEN 

AA 

ABMELDEN 

 

Wenn Sie einen PwC-Newsletter bestellen, speichern und verarbeiten wir Ihre E-

Mail-Adresse zum Zweck des Versands des von Ihnen abonnierten Newsletters. 

Falls Sie „steuern+recht aktuell“ nicht mehr erhalten möchten, senden Sie bitte 

eine entsprechende E-Mail-Nachricht an: 

  

 

Redaktion  
 

Gabriele Nimmrichter 

PricewaterhouseCoopers GmbH  

Friedrich-Ebert-Anlage 35-37 

60327 Frankfurt am Main 

Tel.: (0 69) 95 85-5680 

gabriele.nimmrichter@de.pwc.com 

 

Gunnar Tetzlaff 

PricewaterhouseCoopers GmbH  

Fuhrberger Straße 5 

30625 Hannover 

Tel.: (0 511) 53 57-3242 

gunnar.tetzlaff@de.pwc.com 

 

 

Datenschutz 
 

Die Datenverarbeitung für den Versand des 

Newsletters erfolgt aufgrund der Grundlage 

Ihrer Einwilligung. Sie können den 

Newsletter jederzeit mit Wirkung für die 

Zukunft abbestellen und Ihre Einwilligung 

damit widerrufen 

 
© 2020 PwC. All rights reserved. PwC 
refers to the PwC network and/or one or 
more of its member firms, each of which is a 
separate entity. 

 
Please see www.pwc.com/structure for 
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